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Demografiebericht der Bundesregierung 

Auswirkungen und Maßnahmen im Bereich Wirtschaft, Arbeit, Bildung und 
Forschung 

Der vorliegende Demografiebericht der Bundesregierung hat das Ziel, die bereits eingetrete-
ne und die absehbare demografische Entwicklung in Deutschland zu beschreiben und die 
Auswirkungen des Wandels auf die einzelnen Politikbereiche zu analysieren. Weiterhin wer-
den die von der Bundesregierung bislang ergriffenen Maßnahmen zur Gestaltung des demo-
grafischen Wandels systematisch dargestellt. Zugleich wird der weitere Handlungsbedarf 
identifiziert. Die Bundesregierung möchte mit diesem Bericht zu einer Diskussion des demo-
grafischen Wandels mit den Ländern und Kommunen, der Wissenschaft und der interessier-
ten Öffentlichkeit beitragen. Er dient gleichzeitig als Grundlage für die Demografiestrategie 
der Bundesregierung, die im Jahr 2012 verabschiedet wird. 

Hier finden Sie einen Auszug aus der Zusammenfassung zu den Politikbereichen Wirtschaft, 
Arbeit, Bildung und Forschung (S. 231ff): 

 „Der demografische Wandel verändert in den nächsten Jahrzehnten die Rahmenbedingun-
gen für Wachstum und Wohlstand. Wirtschaftspotenzial und Wachstumsdynamik hängen 
ganz wesentlich davon ab, dass eine ausreichende Anzahl von leistungsbereiten, gut qualifi-
zierten und innovationsfreudigen Arbeitskräften zur Verfügung steht. Aber auch die Höhe 
und Struktur der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage verändern sich infolge des demografi-
schen Wandels. 

Bereits vor gut zehn Jahren hat ein Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ein-
gesetzt. Dieser Rückgang konnte bisher durch eine steigende Erwerbsbeteiligung vor allem 
von Frauen und älteren Beschäftigten und durch den Abbau der Arbeitslosigkeit in den letz-
ten Jahren ausgeglichen werden. Heute leben in Deutschland 49,8 Millionen Menschen im 
erwerbsfähigen Alter von 20 bis 64 Jahren. 

Ab dem Jahr 2015 ist von einer spürbaren Verringerung der Bevölkerung im Alter von 20 bis 
64 Jahren auszugehen. Dieser Prozess wird sich ab dem Jahr 2020 nochmals beschleuni-
gen, wenn die geburtenstarken Jahrgänge der sogenannten Babyboomer-Generation aus 
dem Erwerbsleben ausscheiden. Sie hinterlassen eine Lücke, die durch die in den Arbeits-
markt eintretenden geburtenschwachen Jahrgänge nicht ausgeglichen werden kann. Im Jahr 
2030 wird die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter voraussichtlich rund 6,3 Millionen Men-
schen weniger umfassen als noch im Jahr 2010. Dabei wird von einer Nettozuwanderung 
von jährlich 200.000 Personen ab dem Jahr 2020 ausgegangen. Wandern im Saldo weniger 
Menschen nach Deutschland zu, fällt der Rückgang der Erwerbsbevölkerung entsprechend 
höher aus. 

Der Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter vollzieht sich nicht gleichmäßig in 
allen Altersgruppen. Nach den Modellrechnungen der 12. koordinierten Bevölkerungsvo-
rausberechnung wird sich aufgrund der stark gesunkenen Geburtenzahlen seit Ende der 
60er-Jahre die Zahl der Menschen in der Altersgruppe der 35- bis 59-Jahrigen bis zum Jahr 
2030 um 5,5 Millionen reduzieren (Variante mit einem Zuwanderungsüberschuss von 
200.000 Personen pro Jahr ab 2020). Auch die Zahl der Menschen in der Altersgruppe der 
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20- bis 34-Jahrigen wird wegen des niedrigen Geburtenverhaltens um 2,4 Millionen zurück-
gehen. Umgekehrt sorgt die alternde Generation der Babyboomer dafür, dass die Zahl der 
60- bis 64-Jahrigen im Jahr 2030 um 1,6 Millionen höher liegt als heute. 

Wie genau sich das Zahlenverhältnis von Erwerbstätigen zu Älteren darstellen wird und wie 
viele Personen sowohl für ihren eigenen als auch für den Lebensunterhalt einer wachsenden 
Anzahl von Menschen im Ruhestand aufkommen müssen, hängt nicht nur von der Entwick-
lung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ab, sondern ganz entscheidend von der zu-
künftigen alters- und geschlechtsspezifischen Erwerbsbeteiligung. 

Um wachstumshemmenden Einflüssen des demografischen Wandels und damit auch einem 
drohenden Fachkräftemangel zu begegnen, sind die vorhandenen Arbeitskräfte- und Innova-
tionspotenziale besser zu nutzen. 

Bisher nicht ausreichend genutzte Arbeitskräftepotenziale lassen sich bei den Personen-
gruppen mobilisieren, deren Erwerbsbeteiligung bislang noch nicht voll ausgeschöpft ist. Das 
betrifft vor allem Frauen, ältere Arbeitnehmer und Menschen mit Behinderungen, aber auch 
Personen, denen eine dauerhafte Eingliederung in den Arbeitsmarkt bisher noch nicht ge-
lungen ist. Es gilt, diese Potenziale rascher und effektiver zu aktivieren. Die Bundesregierung 
hat in den vergangenen Jahren das Instrumentarium der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf der 
Grundlage einer umfangreichen Wirkungsforschung zielgerichtet weiterentwickelt. In diesem 
Jahr hat sie ein Konzept zur Fachkräftesicherung vorgelegt, in dem die Ziele und Maßnah-
men der Bundesregierung dargestellt werden. 

Eine höhere Frauenerwerbstätigkeit lässt sich vor allem durch verbesserte Angebote zur 
Kinderbetreuung im vorschulischen und schulischen Alter, familiengerechte Arbeitsbedin-
gungen sowie durch eine gleichstellungsorientierte Personalpolitik in den Unternehmen er-
reichen. Für viele der mehrheitlich gut ausgebildeten Frauen ist für die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familien entscheidend, dass sie ausreichende und vor allem flexible Betreuungs-
angebote vorfinden. Dazu gehören auch Kinderbetreuungsangebote in Randzeiten und am 
Wochenende. Das gilt vor allem für die Gruppe der Alleinerziehenden. Verbesserte berufli-
che Entwicklungsmöglichkeiten und Karrierechancen setzen zusätzliche Anreize für eine 
höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen. Ein wichtiger Ansatz für solche Anreize ist vor allem 
die gezielte Unterstützung von Frauen bei der Berufsorientierung, beim beruflichen Wieder-
einstieg, bei der Existenzgründung und auf dem Weg in Führungspositionen. 

Das Potenzial älterer Beschäftigter für den Arbeitsmarkt ist lange Zeit unterschätzt worden. 
Ältere Erwerbstätige verfügen über vielfaltige Fähigkeiten, Kompetenzen und Erfahrungswis-
sen. In der Vergangenheit hat die häufig praktizierte Frühverrentung zu einem negativen Bild 
der Leistungsfähigkeit älterer Arbeitnehmer beigetragen. In einer Arbeitswelt, in der der An-
teil älterer Beschäftigter steigt, wird die alters- und alternsgerechte Ausgestaltung der Ar-
beitsorganisation und Arbeitsbedingungen immer wichtiger. Sichere und gesunde Arbeitsbe-
dingungen, betriebliche Gesundheitsförderung sowie Arbeitsstrukturen, die abwechslungs-
reiche Tätigkeiten ermöglichen und individuell unterschiedliche Fähigkeiten anerkennen, 
sorgen dafür, dass Beschäftigte motiviert und in jeder Phase ihres beruflichen Lebens leis-
tungsfähig bleiben. Fortlaufende Qualifizierung und Weiterbildung während der Erwerbspha-
se im Sinne eines lebenslangen Lernens sowie eine gesundheitsförderliche Arbeitsumge-
bung tragen ebenfalls zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit und zur Steigerung der Beschäfti-
gungsfähigkeit bei. 
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Mit den richtigen Rahmenbedingungen und Unterstützungsangeboten kann auch das große 
Potenzial von Beschäftigten mit Behinderungen wesentlich besser genutzt werden. Die Bun-
desregierung unterstützt dies unter anderem mit der „Initiative Inklusion“, die Teil des Kon-
zepts zur Fachkräftesicherung der Bundesregierung ist. 

Nach wie vor sind gering qualifizierte Arbeitskräfte besonders stark von Arbeitslosigkeit be-
troffen. Jugendliche ohne Schulabschluss oder junge Erwachsene ohne Berufsabschluss 
haben deutlich schlechtere Chancen am Arbeitsmarkt. Ziel ist es daher, die Bildungs- und 
Ausbildungsangebote zu verbessern und dadurch Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
den Eintritt in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Das ist umso wichtiger, wenn die nachwach-
senden Jahrgänge immer kleiner werden. 

Von einer Erhöhung des Bildungsniveaus der Bevölkerung können bedeutende Wachstums-
effekte ausgehen. Demografisch bedingten Wachstumshemmnissen kann dadurch gegen-
gesteuert werden. So führt ein hohes Bildungsniveau zu einer Steigerung der Arbeitsproduk-
tivität und zu einer höheren Erwerbsquote mit positiven Effekten auf das Produktionspotenzi-
al. Investitionen in die Bildung und Ausbildung der Bevölkerung sind für hochentwickelte 
Volkswirtschaften wie Deutschland deshalb das Fundament für Produktivität, Innovations-
kraft und eine wachsende Wirtschaft. Ziel ist es, den Bildungsstand der Bevölkerung weiter 
zu erhöhen, Bildungsarmut entgegenzuwirken und Bildungsgerechtigkeit herzustellen. Dazu 
gehören gesamtstaatliche Anstrengungen zur Verbesserung und strukturellen Anpassung 
des Bildungssystems. 

Der demografische Wandel stellt das Bildungswesen in Deutschland in mehrfacher Weise 
vor veränderte Anforderungen. Die einzelnen Bildungsbereiche bedürfen der Anpassung an 
Geburtenentwicklung und Alterungsprozess. Anpassungserfordernisse gibt es darüber hin-
aus bei der Qualität und bei der Art der Bildungsangebote. Vor allem die mit der demografi-
schen Entwicklung einhergehenden gesellschaftlichen Veränderungsprozesse führen dazu, 
dass die Bildungsangebote vielfach ausgeweitet und an die jeweiligen Bedürfnisse ange-
passt werden müssen. Beispielhaft gilt dies etwa für die Bereiche der frühkindlichen Bildung, 
der Ganztagsschulen, des Übergangs in eine berufliche Ausbildung sowie der beruflichen 
Weiterbildung. Zudem gilt es, das Angebot berufsbegleitender Weiterbildungs- und Studien-
angebote zu verbessern und auf die Zielgruppe von Erwachsenen mittleren Alters, die viel-
fach bereits Kinder haben, genauer zuzuschneiden. Trotz des demografisch bedingten 
Rückgangs der Bevölkerung werden die Investitionen in Bildung deshalb auf dem gegenwär-
tigen Niveau bleiben, für einzelne neue Aufgaben sogar noch zu erhöhen sein, damit die 
Menschen in allen Lebens- und Bildungssituationen durch entsprechende Bildungsmaßnah-
men unterstützt werden können. 

Neben Bildung tragen Forschung und Innovationen wesentlich dazu bei, die Verringerung 
des Produktions- und Wachstumspotenzials zu kompensieren. Für die Forschungs- und In-
novationspolitik ergeben sich damit vor allem zwei Aufgaben: erstens die verstärkte Heran-
bildung und Rekrutierung von Nachwuchskräften für Forschung und Innovationen sowie 
zweitens die Intensivierung und Anpassung der Forschungs- und Innovationsaktivitäten. Die 
Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, für die zentralen Zukunftsbereiche Bildung 
und Forschung in den Jahren 2010 bis 2013 zusätzlich 12 Milliarden Euro zu investieren. 
Gezielte Forschungs- und Innovationsaktivitäten bieten die Chance, wettbewerbsfähige Kon-
zepte, Produkte und Dienstleistungen gerade auch für den demografischen Wandel zu ent-
wickeln und so Leitmärkte zu schaffen und in Deutschland ansässige Unternehmen als Leit-
anbieter zu etablieren. 
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Rückgang und Alterung der Bevölkerung haben zudem auch Auswirkungen auf die gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage. Zum einen sind Veränderungen in der Höhe und in der Relation 
von Konsum und Ersparnis zu erwarten. Zum anderen wird es deutliche Verschiebungen der 
Konsumstruktur geben. Wie sich diese Effekte auf Unternehmens- und Beschäftigungsstruk-
turen auswirken, ist schwer vorherzusagen, da sich unterschiedliche Nachfrageeffekte kom-
pensieren können. Zugleich sind diese demografisch bedingten Veränderungen  der Wirt-
schaftsstrukturen gängige marktwirtschaftliche Prozesse. Die Politik kann und will diese Ver-
änderungen begleiten, indem sie Problembewusstsein weckt, Lösungsansatze aufzeigt und 
Rahmenbedingungen verbessert.“ 

Nach: Bundesregierung (2011): Demografiebericht. Bericht der Bundesregierung zur demografischen Lage und künftigen Ent-
wicklung des Landes 

Der vollständige Text kann von der folgenden Internetseite abgerufen werden:  

http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/2011/demografiebericht.pdf?__blob=publicationFile 

Bitte berücksichtigen Sie, dass ältere Links evtl. keine Verbindung mehr zu den angegebenen Seiten herstellen.  
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